
SATZUNG DER GEMEINDE ALBERSDORF ÜBER DEN BEBAUUNGSPLAN NR. 21 FÜR DAS GEBIET ''SÜDWESTLICH 

DER WESTERSTRASSE, SÜDÖSTLICH DES GRÜNEN WEGES, NORDWESTLICH DER MÜHLENSTRASSE, JEWEILS 
IM RÜCKWERTIGEN BEREICH DER VORHANDENEN BEBAUUNG. - HAUSKOPPEL HÖHRMANNHOF -'' 
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ZEICHENERKLÄRUNG: 

Planzeichen Erläuterung Rechtsgrundlage 

1. FESTSETZUNGEN NACH§ 9 BAUGB UND BAUNVO 1990 
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Art der baulichen Nutzung 

Mischgebiete 

Beschränkung der Zahl der Wohnungen, 
z. B. 2 Wohnungen pro Wohngebäude 

Maß der baulichen Nutzung 

Grundflichenzahl als 
Höchstmaß, z. B. 0,40 

Zahl der Vollgeaehosse als Höchstmaß, .::. B. 1 

Bauweise 

Offene Bauweise 

nur Elnzel- und Doppelhäuser zulässlg 

nur Einzelhäuser, Doppelhäuser und 
Hausgruppen zuliisslg 

Überbaubare Grundstücks• 
flächen 

Baugrenze 

Verkehrsflächen 

Straßenverkehrs11äche 

Straßenbegrenzungsllnle 

Einfahrt 

Sonstige Planzelchen 

Grenze des räumlichen Oeltungs­

bereiches des Bebauung 

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung 

§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 

§6 BauNVO 

§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB 

§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 

u. §§ 15 u. 17 BauNVO 

§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB 

u. § 22 BauNVO 

§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB 

u. § 23 BauNVO 

§9Abs.1 Nr.11 BauGB 

§ 9 Abs. 7 BauGB 

§ 1 Abs. 4 u. § 16 Abs. 5 BauNVO 

11. DARSTELLUNG OHNE NORMCHARAKTER 

30/1 Flurstücksbezelchnung, z.B. 109/5 

vorhandene Flurstücksgrenzen 

tz1111t 
entfallende Bebauung 

STRASSENQUERSCHNITTE M. 1:100 

Schnitt A • A: 

Kfi/R/F 

9,00 

Schnitt B · B: 

Kh/R/F 

6,00 

Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) sowie nach § 92 der 
Landesbauordnung (LBO) wird nach Beschlussfassung durch die 
Gemeindevertretung vom 1A · A' , 000 folgende Satzung über den 
Bebauungsplan Nr. 21 für das Gebiet "südwestlich der Westerstraße, 
südöstlich des Grünen Weges, nordwestlich der Mühlenstraße, jeweils im 
rückwärtigen Bereich der vorhanden Bebauung.• Hauskoppel Höhrmannhof -" 
bestehend aus der Planzeichnung (Teil AJ und dem Text (Teil B), erlassen: 

TEIL B: TEXT 
1. ART UND MASS DER BAULICHEN NUTZUNG 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
Mischgebiet - MI • 
Innerhalb des festgesetzten Mischgebietes - MI - sind gemäß§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO die 

nachfolgend zulässigen Nutzungsarten nach § 6 Abs. 7 und 8 BauNVO 
- Tankstellen 
- Vergnügungsstätten im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO 
unzulässig. 

2. FESTSETZUNGEN ÜBER DIE ÄUSSERE GESTALTUNG 
BAULICHER ANLAGEN(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 92 Abs. 4 LBO) 

2.1 Aussenwandgestaltung: 
• Putzbauten mit einem weißen Anstrich . 

• überwiegend Verblendmauenverk mit Tellflächen In Holz, Putz oder Kunstschiefer 
• Komplette Giebelwände im Obergeschoss in Holz oder Schierer sind zulässig. 

2.2 Dachform: 
Satteldächer, Krüppelwalmdächer, Walmdächer. 

2,3 Dachneigung: 
35 ~ 45 Grad. 

2.4 Dacheindeckung: 
Pfannen- oder Schiefereindeckung sowie llächlge Anlagen zur Gewinnung von Sonnenenergie. 

Farbe: rot • unglaslert 
Dachbegrünung ist zulässig. 

2.5 Garagen und Carports: 
Aussenwandgeslaltung der Garagen wie Hauplgebäude. 
Carports in Holzbauweise. 

Dachneigung 0- 15 Grad oder wie Hauplgebäude. 

3. GRÖSSE DER BAUGRUNDSTÜCKE (§ 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB) 
Die Mindestgröße eines Baugrundstückes muß für Einzelhäuser 400 m2 , für Doppelhaushilften 300 m2 

und für Reihenhäuser 180 m2 betragen. 

4. HÖHE DER BAULICHEN ANLAGEN (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 
BauGB i.V.m. § 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO) 

4.1 Es ist eine Trauthöhe von max. 4,00 m über dem Mittelwert der Straßenoberkante dee zum 
Baugrundstück gehörenden Straßenabschnittes zulässlg. Bel Hanglage Ist der Mltlelwert aus dem 
höchsten und dem tiefsten Punkt des zugehörigen Straßenabschnltles zu ermltteln und als Bezugspunkt 
anzusetzen. Gemessen wird die Traufhtlhe Im Schnittpunkt der Ausaenwandflächa mit dar Aussenfläche der 

Dachhaut. 

4.2 Die Firsthöhe darl maximal 10,50 m Ober Erdgeschossfußboden betragen, 

4.3 Im Traufbereich sind Drempel mit einer Höhe bis maximal 0,80 m über dem DachgeschossfuBboden 
zulässig, gemessen Im SChnlttpunkt der AUssenwendfläche mll der Aussenfläche der Dachhaut. 

5. ZULÄSSIGE WOHNEINHEITEN (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 
Je Einzelhaus, Doppelhaushälfte und Reihenhaus sind 2 Wohneinheilen zulässig. 

6. GARAGEN,STELLPLÄTZE,NEBENANLAGEN 

6.1 Garagen, Stellplätze, Carports und Nebenanlagen müssen .zu den GrundStücken außerhalb des 

Bebauungsplanes einen Abstand von mindesten 3,00 m elnhalten. 

6.2 Flächen für Stellplätze, zutahrten und zuwegungen sind mn durchlässiger Oberfläche {Slckerpflaster 

oder Verlegung mit großem Fugenanteil) herzustellen. 

Befestigungen wie Betonunterbau, Fugenverguß, Asphaltler11ng oder Betonierung sind nicht zulässlg. 

7. GRÜNORDNUNG • ANPFLANZUNG UND ERHALTUNG VON BÄUMEN 

UND STRÄUCHERN (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB) 

7.1 Auf jedem·Baugrundstllck, auf dem Gebäude errichtet werden, ist je angefangener 300 m2 Grundstücks• 

fläche ein hochstämmiger Baum zu pflanzen. Verwendet werden dür1en nur heimische, standortgerechte 
Laubgehälze (z.B. Eichen, Sommer- oder Winterlinde) oder Obstgehölze. Je Baum ist eine unversiegelte, 
mlnd, 3,00 mz große PflanztlAche, die zu unterpflanzen ist, vorzuhalten. 

7 .2 Der vorhandene Baumbntand zu den Grundstöcken ausserhalb des BebauungspJanes Ist zu erhalten 

und dauerhaft zu pflegen. 

7 .3 ZWlschen den Stellplätzen Im Straßenbereich sind L.aubgehölze (Elchen • oder Vergleichbare) zu 

pflanzen. 

8. FESTSETZUNGEN ZUR MINIMIERUNG DER VERSIEGELUNG UND 
ZUM SCHUTZ DES BODENS UND DES WASSERHAUSHALTES 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 
öttentllche Parkplatzanlagen sind mn Schottenasen, Rasengittersteinen, Slckerpflaster oder Verlegung 

von Steinen mit hohem Fugenantell herzustellen. 

9. EINFRIEDIGUNGEN 
9.1 Als Abgrenzungen der Baugrundstücke zu den Straßenverkehrsflächen sind nur E:lnfriedigungen bis zu einer 

Höhe von max. 0,70 m über Oberkante Fahrbahn zulisslg. 

9.2 zwischen aneinander Hegenden Grundstücksflächen dürfen die Abtrennungen max. 1, 10 m hoch und als 

Hecken, aus Drahtgeflecht oder Holz hergestellt sein, 

TEIL C: TEILUNGSSATZUNG 
Gemäß § 19 Abs. 1 BauGB bedarf die Teilung eines Grundstückes zu Ihrer Wirksamkeit der Genehmigung der 
Gemeinde. 

TEIL D: GRÜNBEGLEITPLAN AUF BASIS 
DESLANDSCHAFTSPLANES 

FESTGESETZTE MASSNAHMEN GEM. § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB 
Nach§ e Abs. 1 Nr. 25a BauGB festgesetzte Flächen und Elnzelmaßnahmen zum Anpflanzen von Bäumen und 

Sträuchern, die mit standortgerechten Gehölzen zu bepflanzen sind. 

Nach§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB sind diese Gehölze dauernd zu erhatten. Art und Umfang der Begrünung sind In 
qualifizierten Bepflanzungsplänen darzustellen und werden Bestandteil der Erschließung 

Die vorgesehene Nutzung der Frelflächen aut den privaten Grundstücken und deren Bepflanzung Ist von den 
Bauherren In einem GHtaltungsplan darzustellen und mit dem Bauantrag einzureichen. 

• le landschattsgirtnerlschen Maßnahmen slnd nach Ferllgsteltung der Erschließung und nach Fertigstellung der 
Baullchkelten durch einen Fachbetrieb auszutühren und für die Dau9r von 3 Jahren zu pflegen. 

Der Textteil des Grünordnungsplanes wird Bestandteil der Begründung zum Bebauungsplan. 

1. RahmenpHanzung 
1.1 Die vorhandene BegrOnung Ist zu erhalten. 

2. Verkehrsgrün 
2.2 PlanstraBe als SplelstraBe 

Laubbäume 18 • 20 cm Stammumfang 
Pflanzgruben: 100 cm Seitenlänge, 80 cm llafe. 

3. Privates Grün 
3.1 Auf ledBm Grundstück, auf dem Gebäude errichtet werden, Ist Je angefangener 300 m2 GrundstUcksfläche ein 

hochstämmiger Baum zu pflanzen. Verwendet werden dürfen nur heimische, standortgerechte Laubgehölze 

(z.B. Eichen, Sommer- oder Winterlinde) oder Obstgehölze. 

1. A.ufgeslellt aufgrund des Aufslellungsbeschlusses der Gemeindevertretung vom .Af. 0 2. . 2.c~o 
Dia ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusaes ist durch Aushang an den 
Bekennbnachungstafeln vom J 11 c, 1:.. . '1...600.. bis !'.'.l ~ -O'~ , l..oOQ erfolgt. 

II h G rd D'. •'' · ? f!OO 2. Die frühzelUge Bürgerbete I gung nac § 3 Abs. 1 Satz 1 Bau B wu e am "- v - -

durchgeführt. 

3. Die von der Planung berührten Träger öflentlicher Belange wurden mit Schreiben vom O 3' 03. 2 Oc.?0 
zur Abgabe einer Stellungnahme aufgetorden. 

4, Die Gemelndevenretung hat am A ~ :, i · 00 den Entwurf des Bebauungsplanes mit Begründung 
beschlossen und zur A11&legung bestimmt. 

5. •er Entwurf des Bebauungsplanes, bestehend aus der Plan.zelel'lnung (Tell A) und dem Text {Tell B), 
sowie die Begründung haben In der Zelt vom /"••'!/ 2.ooObls A a.o? :..eo '2. während der Dienstzelten 
nach§ 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen. Die öffentliche Auslegung wurde mit dem Hinweis, dass 
Anregungen während der Auslegungsfrist von allen Interessierten schrlftllch oder zur Niederschrift 
geltend gemacht warden können, in der Z&it 110m J.", 01-~ <ooo_ bis ~t .::-;; -t0l'0. durch Aushang 
ortsübllch bekanntgemacht. 

6. Der katastermll81ge Bestand ~~Gül sowie die geometrischen Festlegungen der neuen 
städtebaulichen Planung 7i-d~n als rlClhtlQ ~1schelnlgt. 

, _.--c" s\ II /,// ,,.----
Meldorf, den , · ·- · ' f(a,.rwtf //" ,._ jA 

1 · \ -½elter des Kataste'ramtes 

7. Die Gemeindevertretung hat die vorgebrachlen Anregungen sowie die Stellungnahmen der Träger 
öttentllcher Belange am i. A . ,11 . u11 00 geprüft. Das Ergabnls wurde mitgeteilt. 

8. Pie Gemeindevertretung hat den Bebauungsplan, bestehend aus der Planzelchnung (Teil A) und dem 
Terl (Tail B) am ?..A _ 1A, '-"' 00 als Setzung beschlossen und die Begründung durch Beschluss gebllllgt. 

Albersdöff, aen 

9. Die Beba1JUngsplansatzung, bestehend aus der Planzeichnung (Tell A) und dem Text (Teil B), wird hiermit 
ausgefertigt und ist bekanntzuma,ccJ 111'!',c,-

•ibe,sdori, den 12 4, 06.D~~~ 
- 'II~ 

~ ~/ _§. 
'•'!l'rnw,'.H 

MEISTER 

10, Oar Beschluss des Bebauungsplanss durch die Gemeindevertretung und die Stelle, bei der der Plan 
auf Dauer während der Sprechstunden von allen lnteresslenen eingesehen werden kann und die über 
den Inhalt Auskunft ertellt, sind vom ).5 .o, . lco?.... bis ;o. c '~. (oot ortsObllch bekanntgemacht 
worden. In der Bekanntmachung 1st auf die Möglichkeit, eine Verletzung von Verfahren5-- und 
Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung elnschlleßllch der sich ergebenden Rechtsfolgen 
(§ 215 Abs. 2 BauGB) sowie auf die Möglichkeit, E:ntschädlgungsansprüche geltend zu machen und des 
Erlöschen dieser Anspruche(§ 44 eauGB) hingewiesen worden. Auf die Rechtswirkungen des§ 4 Aba. 3 
GO wurde ebenlalls hingewiesen. Die Satzung Ist mithin am !! o o 1-. . 2..toc-2_ In Kraft getreten. 

RMEISTEFI 

SATZUNG DER GEMEINDE ALBERSDORF 

ÜBER DEN BEBAUUNGSPLAN NR. 21 
FÜR DAS GEBIET "SÜDWESTLICH DER WESTERSTRASSE, 

SÜDÖSTLICH DES GRÜNEN WEGES, NORDWESTLICH DER 

MÜHLENSTRASSE, JEWEILS IM RÜCKWÄRTIGEN BEREICH 
DER VORHANDENEN BEBAUUNG. 

• HAUSKOPPEL HÖHRMANNHOF ·" 
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Bebauungsplan Nr. 21 der Gemeinde Albersdorf 

Begründung 

des Bebauungsplanes Nr. 21 der Gemeinde Albersdorf. 
Mischgebiet für den Bereich südwestlich der Westerstraße, 
südöstlich des Grünen Weges, nordwestlich der Mühlenstraße, 
jeweils im rückwärtigen Bereich der vorhandenen Bebauung. 
- Hauskoppel Höhrmannhof -

Inhalt: 

1. Entwicklung des Bebauungsplanes 

2. Städtebauliches Konzept 

3. Rechtsgrundlagen 

4. Ver- und entsorgung 

5. Maßnahmen zu Ordnung des Grund und Bodens 

6. Verkehrsflächen 

7. Bauliche Nutzung 

8. Umwelt, Landschaftspflege und Grünordnung 
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1. Entwicklung des Bebauungsplanes 

Der Bebauungsplan Nr. 21 ist aus dem genehmigten Flächennutzungsplan 
der Gemeinde Albersdorf entstanden. 

Zur Zeit sind die überplanten Flächen zur Hälfte mit Bullenställen und betonierten 
Hofflächen und zur Hälfte als Hauskoppel genutzt. 

Die vorhandene Bauernhof soll ausgegliedert werden, da ein solcher Hof an dieser 
Stelle der Gemeinde nicht rentabel ist. 
Die Belästigung der Nachbarn durch Geruch und Lärm nimmt zu und paßt nicht 
in den Ortskern von Albersdorf. 
Der landwirtschaftliche Betrieb wird auf einem anderen Grundstück neu errichtet. 

... 
Das Mischgebiet ist mit kostengünstigen Häusern, nach dem Konzept des kosten­
und flächensparenden Bauens, überplant worden und soll dem kleinen und mittleren 
Einkommen gerecht werden. 
Auch Kleingewerbetreibenden mit nicht störenden Betrieben und Freiberuflern 
können hier Grundstücke angeboten werden. 

Insbesondere junge Familien erkundigen sich verstärkt nach kleinen Grundstücken in 
Albersdorf. 

Die Infrastruktur ( Schulen, Kirche, Kindergärten, Sportstätten usw.) ist in Albersdorf 
ausreichend vorhanden und Bedarf zum Erhalt der Räumlichkeiten und des Personals 
die perspektivische Erweiterung der Gemeinde Albersdorf. 

2. Städtebauliches Konzept. 

Aufgrund des Flächenutzungsplanes für die Gemeinde Albersdorf ist eine deutliche 
Trennung zwischen Wohngebieten, Mischgebieten, Gewerbegebieten, archäologischem 
Gebiet und Bundeswehrgebiet vorgesehen. 

Andererseits sind alle Gebiete so anzuordnen, daß die Bewohner die entsprechenden 
Arbeitsplätze ohne öffentliche Verkehrsmittel und.PKW erreichen können. 

Das überplante Mischgebiet erfüllt diese Kriterien absolut, da es sehr Zentral zu allen 
öffenliche Einrichtungen und Betrieben der täglichen Versorgung gelegen ist. 

Der Weg zum Bushaltestelle beträgt ca. 200 m. 
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3. Rechtsgrundlagen 

Der vorliegende Bebauungsplan Nr. 21 ist nach den behördlichen Erlässen 
und §§ 1,2 ff. des Baugesetzbuches ( BauGB ) aufgestellt und dieser Fassung 
als Entwurf beschlossen worden. 

4. Ver- und Entsorgung 

Die Schmutzwasser- und die Regenwasserentsorgung erfolgt durch die Gemeinde 
Albersdorf an die zentrale Kläranlage. 

Die Abwasserleitungen und die Regenwasserleitungen werden im Rahmen der 
Erschließung verlegt. 4 . ' ' .t~J.ei 'w.,@-r$cC..e\;\. 

Die Gemeinde Albersdorf ist Mitglied des Wasserbeschaffungsverbandes über den 
auch die Versorgung mit Trinkwasser geregelt wird. 

Das Plangebiet wird durch die Schleswag mit Strom versorgt. 

Die Abfallentsorgung wird durch den Abfallwirtschaftsgesellschaft Dithmarschen 
(A WD) geregelt. 

Die Versorgung mit Erdgas ist durch die Schleswag geregelt. 

5. Maßnahmen zu Ordnung des Grund und Bodens. 

Eigentümer der Grundstücke ist zur Zeit Herr Johann Detlef Hörmann aus Albersdorf, 
Westerstraße 12. 

Vor Dcginfl: der Erse&ließmlgsmaßnahraen 1.i.rit:e el-ie Firma APe, Gesells0Baft 
:Rh Baupla:nm1:g ttnd Eoovicldtlftg Gm.eH, 2574 e Heiee, ~~eae A:nlag0 19 Eig@ntümer. 

Die Straßen und die öffentlichen Grünflächen werden der Gemeinde Albersdorf 
Gemäß Erschließungsvertrag nach Fertigstellung übergeben. 

6. Verkehrsflächen und Flächen für den sonstigen Gemeindebedarf. 

Die geplanten Erschließungsstraßen sind in verkehrsgerechter Breite, einschließlich 
einseitigen Gehwegen und öffentlichem Parkstreifen, als Spielstraßen geplant. 
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7. Bauliche Nutzung 

Für den Geltungsbereich wurde festgelegt. 

Mischgebiet: GRZ o,4 
I 0 
Einzelhäuser, Doppelhäuser, Reihenhäuser. 
Gebäudeoberkante 10,5o m über Erdgeschoßfußboden 
Satteldächer, Krüppelwalmdächer, Walmdächer, 
Traufuöhe: Max. 4,oo m über den Mittelwert der Straßenober­
kante des zum Baugrundstück gehörenden Straßenabschnittes 
zulässig. Die Höhe wird gemessen im Schnittpunkt der Aussen­
wandfläche mit der Aussenfläche der Da~aut. 

8. Umwelt, Landschaftspflege und Grünordnung 

Mit dem vorliegenden Bebauungsplan werden ca. 12.633 qm überplant. 
Die vorhanden Fläche ist zur Hälfte versiegelt und zur Hälfte als Grünland 
genutzt. 

Durch die geplante Bebauung wird das Gelände aufgewertet. 

Bestandteil der Satzung wird ein Grünbegleitplan. 

Gemeinde Albersdorf t O 4-. o Y. 7.,0 o-z_, 



\~ 
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Teil D - Grünbegleitplan auf Basis des 

Landschaftsplanes 

Festgesetzte Maßnahmen gem. § 9 (1) 15 BauGB 

Nach § 9 (1) 25 a BauGB festgesetzte Flächen und Einzelmaßnahmen zwn Anpflanzen von 
Bäumen und Sträuchern, die mit standortgerechten Gehölzen zu bepflanzen sind. 

Nach§ 9 (1) 25 b BauGB sind diese Gehölze dauernd zu erhalten. 
Art und Umfang der Begrünung sind in qualifizierten Bepflanzungsplänen 
darzustellen und werden Bestandteil der Erschließung . 

. Die vorgesehene Nutzung der Freiflächen auf dem privaten Grundstücken und deren 
Beplanzung ist von den Bauherren in einem Gestaltungsplan darzustellen und mit dem 
Bauantrag einzureichen. • 

Die landschaftsgärtnerischen Maßnahmen sind nach Fertigstellung der Erschließung und nach 
Fertigstellung der Baulichkeiten durch einen Fachbetrieb auszuführen und für die Dauer von 3 
Jahren zu pflegen. 

Der Textteil des Grünbegleitplanes wird Bestandteil der Begründung zum Bebauungsf)lan. 

1. Rahmenpflanzung 

1.1. Die vorhandene Begrünung ist zu erhalten. 

2. Verkehrsgrün 

2.2. Planstraße als Spielstraße 
Laubbäume 18 - 20 cm Stammumpfang 

•~ Pfanzgruben: 100 cm Seitenlänge, 80 cm Tiefe. 
( 

3. Privates Grün 

3.1. Auf jeden Grundstück auf dem Gebäude errichtet werden; ist je angefangenen 
3 00 qm Grundstücksfläche ein hochstämmiger Baum zu pflanzen. 
Verwendet werden dürfen nur heimische, stan4_9rtgerechte Laubgehölze 
( z.B. Eichen, Sommer -oder Winterlinde) oder Obstgehölze. 
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